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II. SOZIALISATIONSPROZESSE IN BÜRGERINITIATIVEN— 
Veränderungen von politischen Einstellungen und ^ J 
Verhaltensweisen durch das Engagement in Aktionsgruppen

Im eisten Kapitel ist an verschiedenen Steilen darauf hingewiesen worden, 
welch eminente Bedeutung für die Entstehung von politischem Veränderungs- 
und Unruhepotential den Erfahrungen, die die an Bürgerinitiativen Beteiligten 
machen und den daraus resultierenden Lernprozessen zukommen. Diese 
Funktion von Bürgerinitiativen als Sozialisationsinstanz und ihre politische 
Bedeutung soll im folgenden dargestellt werden.

Zum Begriff Sozialisation

Dabei ist es zunächst notwendig, sich kurz mit dem Begriff „Sozialisation“ zu 
beschäftigen. Im Zusammenhang der vorliegenden Fragestellung soll „Soziali­
sation“ zunächst sehr weit und allgemein definiert werden: als der Prozeß, in 
dessen Verlauf ein menschliches Individuum aufgrund sozialen Lernens unter 
den Bedingungen einer spezifischen Gesellschaft sozial handlungsfähig wird 
und es unter sich verändernden Bedingungen bleibt.

Diese Definition sagt zunächst nichts aus über Inhalte und Zielsetzung der 
im Sozialisationsprozeß erworbenen Handlungsfähigkeit; Sozialisation führt 
also nicht nur zu einer möglichst optimalen Anpassung an die herrschenden 
gesellschaftlichen Normen, sondern kann als Ergebnis auch Handlungen und 
Verhaltensweisen haben, die auf eine Veränderung der vom Individuum vor­
gefundenen gesellschaftlichen Lebensbedingungen gerichtet sind.

Insbesondere das Zustandekommen oder Nichtzustandekommen der als 
emanzipatorisch zu bezeichnenden Handlungsweisen ist für die Probleme 
einer politischen Sozialisation von entscheidender Bedeutung.

„Politische Sozialisation meint also auch jene Vorgänge, die dazu führen, 
daß Menschen sich gegen Integration, Unterdrückung und Normierung weh­
ren und Möglichkeiten der Befreiung suchen und erkämpfen.“(1)

Politische Sozialisation kann also in zwei unterschiedliche Richtungen er­
folgen. Zum einen wird das Individuum durch die Einwirkungen verschieden­
ster Sozialisationsagenturen in Einstellungen und Handlungen an die herr­
schenden Normen angepaßt und in die bestehende Gesellschaft integriert, also 
dem gegebenen Herrschaftssystem unterworfen. Zum anderen, und dies 
dürfte unter den in unserer Gesellschaft vorzufindenden Sozialisationsbedin­
gungen sehr viel seltener der Fall sein, entwickelt das Individuum im Laufe 
des Sozialisationsprozesses Widerstandskräfte gegen eine Integration in die 
bestehende Gesellschaftsordnung, die nichtaffirmative und auf den im

1) mit frdl. abdruckgenehmigung aus: w. beer: lernen 
im widerstand, polit. Lernen u. polit. Sozialisation 
in bürgerinitiativen. Hamburg 1978 (jetzt wieder 
lieferbar für dm 7,80 über: umweltmagazin-verlag, 
flemmingstr. 9, 1000 berLin 41).



Grundgesetz postulierten Anspruch auf Selbstverwirklichung abzielende 
Handlungen ermöglichen. Ziel dieser Arbeit ist es. Bedingungen zu suchen, 
beziehungsweise zu untersuchen, unter denen derartige emanzipatorische 
Handlungsfähigkeit erworben wird.

Die oben gegebene Definition macht auch deutlich, daß Sozialisation 
nicht, wie dies von den meisten der auf das Kindheitsalter bezogenen Sozia­
lisationstheorien postuliert wird, etwa mit dem Abschluß der Berufsausbil­
dung beendet ist, sondern daß auch der Erwachsene in einer sich weiterent­
wickelnden Gesellschaft wie der unseren einer Reihe von Sozialisationsprozes­
sen ausgesetzt ist.

Während für den Bereich der kindlichen Sozialisation eine nahezu unüber­
sehbare Fülle von Veröffentlichungen existiert (2), nimmt sich die Literatur 
zur Frage der Erwachscnensozialisation. und mit ihr der Umfang entsprechen­
der sozial wissenschaftlicher Forschung, sehr bescheiden aus.

Die Ursache für das eklatante Forschungsdefizit liegt zu großen Teilen in 
der von der Sozialisationsforschung nahezu ausnahmslos geübten Beschrän­
kung auf das Kindesalter. Die meisten Sozialisationstheorien sind so angelegt, 
daß Erwachsenensozialisation als eigenständiger Vorgang ausgeschlossen 
bleibt. Wenn überhaupt Sozialisationsprozesse bei Erwachsenen konzidiert 
werden, dann mit Hilfe einer Rekonstruktion von Kindheitssituationen, v/ie 
dies am deutlichsten in der Psychoanalyse der Fall ist, die im Rahmen der 
Therapie bestimmte Kindheitssituationen wiederholt oder nachholt.

Die Einschränkung, bei der Rekonstruktion von Kindheitssituationen ste­
henzubleiben, gilt auch für die Arbeit von Brim und Wheeler, die ihre Ergeb­
nisse überwiegend aus der Untersuchung von Insassen totaler Institutionen, et­
wa der Resozialisierung von Strafgefangenen, herleitend 3)

Griese (4) sieht und nennt durchaus die Probleme, an denen angesetzt wer­
den muß (Chancengleichheit, Klassencharakter der Gesellschaft). Mir scheint 
jedoch, auf seine Hoffnung, neue emanzipatorische, soziologische und päda­
gogische Instrumentarien in der Hand zu haben, die Kritik zuzutreffen, die 
Frigga Haug für die Rollentheorie allgemein formuliert: ,, Da Rollentheorie 
an wirklichen Problemen anknüpft, diese aber auf eine Weise verarbeitet, daß 
ein immer undurchdringlicherer Nebel entsteht, den zu zerteilen, um an die 
darunterliegende Wirklichkeit heranzukommen, ungeheuer schwer wird, webt 
sie mit am Schleier, dessen die herrschenden Verhältnisse bedürfen, um die 
ihnen einwohnenden Konflikte nicht zum Ausbruch kommen zu lassen.“(5)

Reimer, und ausführlicher noch Marianne Grönemeyer weisen auf die Be­
deutung der Lerntheorie für die Begründung und Analyse von Sozialisations­
prozessen im Erwachsenenalter hin.(6,7) In Anlehnung an Stendenbach wird 
soziales Lernen verstanden als „Prozeß, bei dem in Reaktion auf bestimmte 
Stimuli Reaktionen oder Verhaltensweisen geschaffen oder verändert wer­
dend 7) Ausschlaggebend für die Lernmotivation ist das Eintreten oder Aus-



bleiben eines positiven Verstärkerereignisses. Bezogen auf Teilnehmer von 
Bürgerinitiativen bedeutet dies, wie Theodor Ebert schreibt, daß „Erfolge 
Kettenreaktionen auslösen“ und zu „sukzessiven oder kumulativen Engage­
ment“ führen können. Eine Beschränkung auf die „Stimulus-Response-Lern- 
theorie“ als Erklärungsansatz für Sozialisationsprozesse im Erwachsenenalter 
wäre jedoch sehr problematisch.

Sehr viel effektiver erscheint Marianne Grönemeyers Versuch, motivatio­
nale Bedingungen politischen Handelns zu untersuchen.(9) Ausgehend von ei­
ner kritischen Analyse der wichtigsten Motivationstheorien innerhalb der lern­
theoretischen Diskussion und der Theorien kritischer Öffentlichkeit (Negi, 
Habermas), sucht sie nach Bedingungen und Chancen, wie politsche Erfahrun­
gen und Aktionen zu befreienden, Ohnmacht und Unterdrückung überwin­
denden Lernprozessen und Handlungen führen können.

Innerhalb der Sozialisationstheorie im engeren Sinne ist am umfassendsten 
der materialistische Ansatz, der vor allem von Alfred Lorenzer entwickelt 
wurde. Die Annahme einer Dialektik zwischen gesellschaftlichen Verhältnis­
sen einerseits und den subjektiven Lebensbedingungen andererseits bietet den 
bisher weitestgehenden Rahmen für die Untersuchung und Erfassung von So­
zialisationsprozessen im Erwachsenenalter. Dies gilt, obwohl auch hier, mit 
Ausnahme der vor allem von Thomas Leithäuser vorangetriebenen Erfor­
schung des Alltagsbewußtseins, so gut wie keine konkreten Ergebnisse oder 
Untersuchungen vorliegen.( 10).

Zusammenfassend läßt sich feststellen, daß diejenigen Sozialisationstheo­
rien, die von ihrer Anlage her überhaupt Sozialisationsvorgänge im Erwachse­
nenalter als eigenständigen Prozeß ermöglichen, jeweils nur Teilgebiete des 
Gesamtkomplexes von Einstellungs- und Verhaltensändening bei Erwachae- 
nen zu erfassen vermögen

Für die speziell mit dem Problem der Erwachsenensozialisation befaßten 
Arbeiten gilt, daß sie weitgehend Sozialisation als einen Prozeß verstehen, der 
sich zwischen einem Sozialisator und einem Sozialisanden vollzieht. Der So- 
zialisator ist hierbei meist Subjekt und der Sozialisand Objekt.

Durchgängig ist in großen Teilen der Literatur, daß Sozialisation meist als 
intentionales Handeln, das sich zwischen Sozialisator und Sozialisanden 
vollzieht, beschrieben wird. Die Folge ist, daß der Terminus „Erwachsenen­
sozialisation“ vielfach synonym mit dem Begriff „Erwachsenenbildung“ ge­
braucht wird. Eine klare, begriffliche und inhaltliche Trennung der Termini 
Erwachsenensozialisation und Erwachsenenbildung erscheint mir zur Erfas­
sung von Einstellungs- und Verhaltensänderungen bei Erwachsenen unabding­
bar. Erwachsenensozialisation ist der Oberbegriff. Erwachsenenbildung oder 
auch Weiterbildung ist ein Ort unter vielen,an dem Erwachsene Sozialisations­
prozessen ausgesetzt sind. Um den sehr begrenzten Forschungsstand und den 
Intentionen dieser Arbeit Rechnung zu tragen, soll im folgenden von einer



sehr weit gefaßten und bewußt allgemein gehaltenen Arbeitsdefinition ausge­
gangen werden. •

Erwachsenensozialisation soll verstanden werden als ein auf zwei Ebenen 
sich vollziehender Prozeß. Zum einen werden, zusätzlich zu den in der Kind­
heitsphase angeeigneten Werten, Normen und Kenntnisse internalisiert, die 
dann Einstellungs- und Verhaltensweisen determinieren und die Handlungs­
fähigkeit des Individuums erweitern oder erhalten. Zum anderen werden im 
Verlauf der Primär und Sekundärsozialisation internalisierte Werte, Normen 
und Kenntnisse infragegestellt und unter Umständen verändert, was dann 
kurz-, mittel- oder langfristig, je nach Stellenwert im sozialen und persönli­
chen Bezugssystem veränderte Einstellungen und Handlungen bewirkt.

Erwachsenenbildung schließlich hat ihren Stellenwert innerhalb einer so 
verstandenen Erwachsenensozialisation als eine wichtige Sozialisationsagen­
tur, die durch intentionales und organisiertes Lernen gekennzeichnet ist.

Wenn man von der gegebenen Definition von Erwachsenensozialisation 
ausgeht, so geht cs bei der Frage nach einer politischen Sozialisation Erwach­
sener darum, auf welche Weise politische Wertvorstellungen und Orientierun­
gen entstehen, beziehungsweise sich verändern und vom Individuum in poli­
tisches Handeln umgesetzt werden. Der Prozeß wäre auch umgekehrt denk­
bar, nämlich, daß das Individuum - situationsbedingt - zunächst politisch 
handelt und anschließend über die Reflexion der eigenen Handlungen zu 
neuen oder modifizierten Einstellungen und Wertungen gelangt. Beide Pro­
zesse sind schließlich auch denkbar als ein dialektischer Prozeß, in dessen 
Verlauf auf Reflexionen Handlungen erfolgen, die dann erneute Reflexionen 
mit veränderten Handlungen zur Folge haben. Ob der angedeutete Prozeß 
zustandekommt, und wenn ja, mit welchen der genannten Verhaltensweisen, 
Reflexion oder Handlung, er einsetzt, ist abhängig von den objektiven Bedin­
gungen innerhalb einer Gesellschaft und der subjektiven Situation, in der das 
einzelne Individuum sich unter diesen Bedingungen befindet. Es kann davon 
ausgegangen werden, daß die subjektive Situation individuell durchaus spezi­
fisch ist entsprechend der persönlichen Biographie. Diese Aussage schließt je­
doch die Möglichkeit einer Reihe gemeinsamer — objektiv bedingter - Merk­
male in Biographie und aktueller subjektiver Situation durchaus ein.Dennoch 
dürfte die subjektive Situation, zu der unter anderem auch die familiären Be­
ziehungen, Grad der subjektiven und objektiven Abhängigkeit am Arbeits- 

• platz und das Verhältnis zu anderen Bezugsgruppen wie Nachbarn, Vereine 
und andere gehören, ausschlaggebend sein für die Reaktion auf die vorgefun­
denen objektiven Verhältnisse. Die Skala möglicher Reaktionen reicht von 
politischer Apathie, vollständiger Anpassung bis hin zu graduell abgestuften 
Formen des Widerstandes gegen die bestehenden Verhältnisse. • ■

Aufgrund der primären und sekundären Sozialisation und der angedeute­
ten individuellen Lebensumstände kann man von einem Fundus an Wertorien-
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tierungen, Einstellungen und Erfahrungen ausgehen, die den Status quo des 
politischen Verhaltens eines Individuums bedingen.

Forschung im Bereich politischer Sozialisation Erwachsener muß nun die 
Bedingungen, Einflüsse, Ereignisse, die zu einer Veränderung des Status quo 
führen, untersuchen. Sie schließt auch die Möglichkeiten, die diesen Prozeß 
initiierbar und beeinflußbar machen und dazu beitragen können. Ängste und 
Barrieren abzubauen, ein.

Ausgehend von diesen Überlegungen zur politischen Sozialisation Erwach­
sener soll nun, ohne die theoretischen Aspekte weiter auszubauen, überprüft 
werden, ob, in welcher Form und mit welchem Ergebnis in Bürgerinitiativen 
auf Selbstbestimmung und aktives Engagement ausgerichtete Lernprozesse ab­
laufen. Bürgerinitiativen sollen daraufhin untersucht werden, ob die an 
ihnen Beteiligten Kenntnisse, Fähigkeiten und Verhaltensmöglichkeiten er­
werben, die eine emanzipatorische, auf Vertretung der eigenen Interessen und 
Selbstverwirklichung ausgerichtete politische Praxis ermöglichen.

Die Annahme, die dem folgenden Versuch zugrunde liegt, ist, daß Bürger^ 
initiativen für die politische Sozialisation Erwachsener eine erheblich größere 
Bedeutung haben als die traditionellen Formen politischer Erwachsenenbil­
dung (Kurse, Lehrgänge usw.)'. Untersuchungen, die über den Grad der Ver­
mutungen hinausgehen, liegen bisher nicht vor. Meist wird dieser, aut der 
Erfahrungsebene angesiedelte Aspekt, lediglich als ein wichtiger unter ande­
ren genannt, ohne jedoch näher ausgeführt zu werden. .

Aufgrund dieses sehr begrenzten Forschungs- und Untersuchungsstandes 
sowie des begrenzten Rahmens dieses Buches soll im folgenden der Frage 
nach den Sozialisationswirkungen von Bürgerinitiativen in 10 Thesen, die teil­
weise urid lediglich punktuell durch Auszüge aus vorhandener Literatur und 
Aussagen Betroffener erhärtet werden, nachgegangen werden.

Der Eintritt in eine Bürgerinitiative als Veränderung bisherigen politischen 
Verhaltens

These:
Bereits der Eintritt in eine Bürgerinitiative, die Bereitschaft. Widerstand zu 
leisten, ist zumindest bei denen, die erstmals in einer Aktionsgruppe mitarbei­
ten, ein Akt politischer Sozialisation, da dieser Schritt in der Regel einen 
Bruch mit bisher gewohnten politischen Verhaltensweisen bedeutet und eine 
sehr große Überwindung kostet.

Die Frage, aufgrund welcher Ereignisse und Einflüsse jemand in eine Bürger­
initiative eintritt, ist nicht generell beantwortbar. Es ist wahrscheinlich, daß
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affektiv-emotionale Motive wie Empörung, Ängste, aber auch „Sich-Mitreis- 
sen-Lassen“ durch Bezugspersonen in der Anfangsphase häufiger für die Mit­
arbeit in einer Aktionsgruppe ausschlaggebend sind als rein kognitiv-rationale 
Motive, wie etwa eine differenzierte Analyse des zugrundeliegenden Konflik­
tes. Geht man von der Annahme einer weit verbreiteten politischen Apathie 
verbunden mit starken Ängsten vor jedweder Art von Auflehnung aus, so liegt 
es nahe, daß einer Beteiligung an einer Bürgerinitiative zunächst, schichtspezi­
fisch graduell unterschiedlich, eine Reihe von Widerständen entgegenstehen. 
Es bedarf also einer starken extrinsischcn Motivation, um zu diesen Barrieren 
überwindenden Verhaltensweisen zu gelangen.

Ein elsässischer Lehrer, einer der Hauptorganisatoren des Widerstandes ge­
gen das Blcichemiewerk in Markolsheim und das Kernkrafwerk Whyl, be­
schreibt diesen Prozeß sehr treffend: „Leider ist es so, daß gewöhnlich die 
Menschen Widerstand brauchen, uni weiterzudenken, um ihren eigenen inne­
ren Widerstand zu besiegen. Ein Kernkraftwerk oder ein Bleiwerk oder sonst 
irgendeine Gefahr ist die Gelegenheit dazu.“! I 1)

Ilans-Eckehard Bahr weist in diesem Zusammenhang auf den für eine Auf­
lehnung gegen bestehende Unterdrückung entscheidenden ,,Impuls der Empö­
rung" hin.t 12) Erst als zweiter Schritt entsteht dann eine Disposition für die 
Entwicklung „kritischer Rationalität".

Im Verlauf dieser Entwicklung kann es dann auch dazu kommen, daß sich 
einzelne als unpolitische Menschen bezeichnen und dennoch zu den aktivsten 
und entschiedensten Gegnern eines Atomkraftwerkes gehören:
„ . . . ich habe auch noch nie im Leben irgendwelche politischen Interessen 
gehabt und bin auch politisch vollkommen unininteressiert; ich bin bloß dar­
an interessiert, daß man auf so tölpelhafte Weise, wie uns das Kernkraftwerk 
hier angebolen worden ist, daß man so nicht mit Menschen umgeht. Das ist ei­
gentlich der Hauptgrund, weswegen ich mich da engagiert habe." 113)

Erhöhtes Selbstbewußtsein als Ergebnis der Mitarbeit in einer Bürgerinitiative

These:
Die Mitarbeit in der Bürgerinitiative führt zu einer Steigerung des Selbstbe­
wußtseins der Aktiven. Die Folge ist ein verändertes Konfliktverhalten auch 
in anderen Lebensbereichen sowie eine allgemein höhere Bereitschaft, sich 
auch in anderen Gruppen zu engagieren und die eigenen Interessen überhaupt 
und nachhaltiger zu vertreten als dies vor dem ersten Engagement der Fall

. war.
Legt man die Annahme, daß eine Beteiligung an einer Bürgerinitiative ein 

hohes Maß an Selbstüberwindung voraussetzt, zugrunde, so wirkt bereits die 
bloße Tatsache des Engagements als Erfolgserlebnis und erhöht das Selbstver-
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trauen. Darüber hinaus jedoch sind die an Bürgerinitiativen Beteiligten vor eine 
Reihe neuer, bisher unbekannter Aufgaben gestellt, deren erfolgreiche Bewälti­
gung tlas Selbstbcwußlscin stärkt. Solche Aufgaben sind unter anderem die 
Artikulation der eigenen Meinung innerhalb einer Gruppe, das Entwerfen, 
Herstellen und Verteilen von Flugblättern, das Schreiben von Leserbriefen, 
die dann gedruckt in der Zeitung erscheinen, die Verhandlung mit Politikern 
und Vertretern der Administration, das Werben neuer Mitglieder, um nur ei­
nige zu nennen; zusanimengefaßt, Tätigkeiten und Aktionen, die die meisten 
erstmals an einer Basisgruppe mitarbeitenden Aktiven sich bisher nicht zuge­
traut haben. Diese partiellen, individuellen Erfolgserlebnisse wirken auch 
dann als Verstärkung, wenn die Initiative ihr gesetztes, sachliches Ziel als sol­
ches nicht erreicht. Sie werden aber noch erhöht, wenn das kollektive Erleb­
nis erfolgreichen Widerstandes ^egen Vorhaben oder Unterlassungen der bis 
dato als unbeeinflußbare Obrigkeit empfundenen Administration hinzu- 
kommt.

Inwieweit diese Steigerung des Sclbstbewußtseins sich auf das Verhalten 
und Engagement in anderen Bereichen und Zusammenhängen auswirkt, wird 
in den folgenden Thesen noch näher dargelegt.

Diese Steigerung des Selbstvertrauens kann aus der Beobachtung des Ver­
laufes von Bürgerinitiativen und teilweise auch aus den Äußerungen einzelner 
geschlossen werden, sie ist jedoch empirisch nur sehr schwierig zu erfassen. 
In der Literatur wird an verschiedenen Stellen auf diesen Aspekt des Engage­
ments hingewiesen, vor allem auch auf die Notwendigkeit von Anfangserfol­
gen für die weitere Entwicklung der Gruppe: ,.Psychologisch gesehen sind sie 
für den außengeleiteten Menschen“ (David Riesmann) ein allmählicher Zu­
gang zur Entwicklung von Ich-Stärke. Die Bürger lernen, selbst Prioritäten zu 
setzen.“(8) Ein wichtiges Erfolgserlebnis besteht auch darin, daß die „Bürger 
spüren, wie empfindlich ihre Repräsentanten auf solche Initiativen, die ihre 
Legitimität in Frage stellen, reagieren.“ (8) Solche Erfahrungen stärken das 
Bewußtsein von der eigenen Macht. Durch das Engagement in Bürgerinitia­
tiven kann das Gefühl der Ohnmacht überwunden und neue Problemlösungs- 
möghehkeiten erlernt werden.

Bestätigt werden diese Annahmen durch einen Auszug aus dem Lebensbe­
richt einer Frau aus dem Märkischen Viertel in Berlin:
..Auf einer öffentlichen Redaktionssitzung (der Märkischen Viertel Zeitung, 
W.B.) wagte ich dann, angespornt durch andere Leute, meiner Wut und Ent­
täuschung Ausdruck zu geben. Zum ersten Mal trat ich hier in die Öffentlich­
keit. weil ich gemerkt hatte, daß Klagen im stillen Kämmerlein nichts änder­
ten: Nur gemeinsames Handeln konnte uns befähigen, gegen den Senat und 
die regierende SPD Verbesserungen für uns durchzusetzen. Erster Ansatz­
punkt waren die vielen Exmittierungen von Mietern, die die hohen Mieten 
nicht mehr tragen konnten, und die katastrophale Lage im Bereich der Sozial-
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einrjchtiingen .... In den Aktionen gegen diese Zustände wuchs mein Selbst­
vertrauen und mein Verständnis für wirtschaftliche und politische Zusam­
menhänge. So begriff ich allmählich, daß meine privaten Schwierigkeiten, 
meine Drangsale der Kinderzeil, kein Schicksal waren, sondern in unserer 
Gcsellschaftsstruktur begründet waren. Mein Lebenslauf war auch kein Ein- 
zelfall. sondern cs ging unendlich vielen Menschen genauso.“ (14)

Das Erlebnis von Solidarität als Lernprozeß

These:
Aktives Engagement in Bürgerinitiativen ermöglicht das Erlebnis von Solida­
rität. Dies bewirkt einen Lernprozeß in zweifacher Hinsicht. Zum einen wird 
Solidarität als eine mögliche Form des Sozialverhaltens überhaupt eingeübt, 
zum anderen als eine Grundvoraussetzung für erfolgreichen Widerstand und 
damit der eigenen Stärke erfahren.

,,Die menschliche Solidarität ist in der totalen Warenwirtschaft gleich 
zweimal zerrissen: zum einen, weil die Menschen sich als ökonomische Cha­
raktermasken auf einem immerwährenden Markt entgegentreten, wo der 
Tauschwert interessiert und nicht der Mensch . . . Zum anderen, weil sie 
sich auf diesem Markt als Vertreter der anonymen gesellschaftlichen Macht 
begegnen. Beides muß in ihnen ein Grundgefühl der Isoliertheit und Angst 
erzeugen?! 15)

Diese Konsequenz der Aussage wird, wenn auch anders begründet, bestä­
tigt durch das von Paulo Freire beschriebene Phänomen der „Identifizierung 
mit dem Unterdrücker“. Konkret bedeutet dies, daß das Individuum bestrebt 
ist, den geselle haftlich herrschenden Normen, Werten, Vorschriften und Ver­
haltensweisen auch dann zu genügen, wenn es eindeutig unter ihnen leidet, ja 
von ihnen gegebenenfalls auch terrorisiert wird.

Daß diese Aussage auch für die BRD und nicht nur für Entwicklungsländer 
gilt, kommt in einem Brief, den eine Frau aus einer Neubausiedlung an ihre 
Wohnungsbaugesellschaft schrieb, deutlich zum Ausdruck:
,, .... Ich bitte Sie inständig, mir zu erlauben, die Miete für September mit der 
Miete für Oktober zu bezahlen .... Bitte nehmen Sie uns die Wohnung nicht. 
Wir haben 6 1/2 Jahre darauf gewartet. Ich weiß, Miete muß als erstes be­
zahlt werden, aber cs ging nicht anders. Bitte haben Sie Verständnis, nur das 
eine Mal?‘( 1 7)

Die Frage nach der Ursache der Notlage wird nicht gestellt, der Mietzah­
lung der absolute Vorrang eingeräumt, obwohl es.gemessen an den legitimen 
Lebensinteressen der Betroffenen, nur schwer einsehbar ist, warum die Miete 
unbedingt wichtiger ist als der Kauf von Lebensmitteln.



Bei der Betrachtung von Bürgerinitiativen ist das Problem der Solidarität in 
doppelter Weise von Bedeutung. Solidarität ist einmal eine entscheidende 
Grundvoraussetzung für die Handlungsfähigkeit einer Aktionsgruppe, solida­
risches Verhalten ist zum anderen eine der wichtigsten Leinfelder innerhalb 
einer Bürgerinitiative.

Das gemeinsame Engagement, die kollektiven Erfahrungen, bieten die Mög­
lichkeit. die angedeuteten, jede Solidarität verhindernden Gefühle der Isola­
tion und Angst zumindest partiell und ansatzweise zu überwinden. Im Innen­
verhältnis einer Bürgerinitiative bedeutet dies, daß auf Angstüberwindung aus­
gerichtete, solidarische Verhaltensweisen entwickelt werden, die dann Voraus­
setzung für die im Außenverhältnis notwendige Solidarität zur Erreichung 
sachlicher Ziele sind. Ob dieser Prozeß der Entwicklung von Solidarität in ei­
ner Aktionsgruppe erfolgreich verläuft oder unter Umständen auch scheitert, 
ist abhängig von einer Reihe von Bedingungen. Im folgenden soll dies modell­
haft dargestellt werden: .

Ausgangspunkt ist die Feststellung, daß der Grad der Fähigkeit zu Solidari­
tät, abgesehen von den subjektiven, im Verlauf der bisherigen Sozialisation er­
worbenen Barrieren und Hemmnissen, abhängig ist von dem Grad der Identi­
fikation der Mitglieder mit einer Bürgerinitiative. Diese Identifikation wird ge­
fördert durch Erfolgserlebnisse: sie wird behindert durch Mißerfolgserlebnis­
se. Sje ist zu Zeiten hohen Außendrucks und intensiver gemeinsamer Aktions­
tätigkeit größer als in Phasen relativer Normalisierung der Situation.

Erfolgserlebnis beziehungsweise hoher Außendruck scheinen die notwendi­
ge Loslösung von konkurrierenden Bezugsgruppen (z.B. Familie, Arbeitgeber 
und Kollegen) zu erleichtern, die wiederum eine Voraussetzung für Verhaltens­
und Einstellungsveränderungen ist. Am nachhaltigsten ist diese Entwicklung 
sicher dann, wenn Familienverbände. Nachbarschaftsgruppen oder ganze 
Dorfgemeinschaften die beschriebenen Schritte als kollektiven Lernprozeß 
tun. Abhängig ist diese Entwicklung, ob als Gruppe oder Individuum, auch 
vom Wohlbefinden und der Befriedigung eigener Bedürfnisse innerhalb der 
neuen Gruppe. '

Zusammengenommen sind die bisher genannten Bedingungen Voraussetz­
ungen Tür eine mögliche Internalisierung der erwähnten neuen Verhaltenswei­
sen und Einstellungen, die sich dann als positiver Lernprozeß darstellen.

Die doppelte Bedeutung der Entwicklung von Solidarität für eine Bürger­
initiative wird wiederum darin deutlich, daß dieser positive Lernprozeß Soli­
darität erst ermöglicht und damit die Bürgerintiative handlungs- und erfolgs­
fähig macht.! 18)-



Die Aneignung von Sachkompetenzen auf unterschiedlichen Probleniebenen

These:
Die aktiven Mitarbeiter von Bürgerinitiativen eignen sich eine Reihe von 
Sachkonipetenzen auf unterschiedlichen Problemebenen an.

Jede Bürgerinitiative ist gezwungen, sich - bezogen auf die jeweili­
ge Problematik, zu der sie arbeitet — eine Reihe von Sach- und Fachkennt­
nissen anzueignen, sei es, um Alternativlösungen zu den Vorstellungen der 
Administration zu präsentieren, sei es. um Notwendigkeit oder Unmöglich­
keit bestimmter Maßnahmen und Planungen vertreten zu können. Auf diese 
Weise wurden große Teile der Bevölkerung des Kaiserstuhls zu Spezialisten 
für die Kernenergieproblcmatik, Mitglieder unterschiedlicher Aktionsgruppen 
zu Fragen der Stadtentwicklung zu Experten für Städtebau, zahlreiche Be­
teiligte an Umweltschutzinitiativcn zu Fachleuten für Immissions- und Emis­
sionsschutz.und zahlreiche Mitarbeiter in Eltern-Kinder-Gruppen und Aktio­
nen für kleine Klassen befaßten sich intensiv mit bildungspolitischen und pä­
dagogischen Problemen. Die Aufzählung von solchen Beispielen für die An­
eignung von Sachkompetenz könnte noch endlos fortgesetzt werden.

Darüber hinaus bieten Bürgerinitiativen auch die Möglichkeit, im Verlauf 
der Aktionen Orientierungswissen über Gliederung und Arbeitsweise, An­
laufstellen, Informations- und Einflußmöglichkeiten bei Parlamenten, Be­
hörden, Verbänden, Vereinen, Kirchen und Massenmedien zu erwerben.

Systemkritischer Lernprozeß als mögliches Ergebnis der im Verlauf einer 
Bürgerinitiative gemachten Erfahrungen

These:
Da die an Bürgerinitiativen Beteiligten eine Reihe von Erfahrungen mit Poli­
tikern, Vertretern von Parlamenten und Verwaltungen, Funktionären von 
Parteien und Verbänden, Mitarbeitern der Massenmedien u.a. machen, erken­
nen sie oft auch über ihr eigentliches Ziel hinausgehende politische und öko­
nomische Zusammenhänge und lernen systembedingte Grenzen, an denen 
viele ihrer Forderungen scheitern, kennen. Das Ergebnis ist ein systemkriti­
scher Lernprozeß, der zwangsläufig zu einem tendenziellen Verlust an Sy­
stemverlrauen führt. .

Die Folge ist die Erkenntnis der Not Wendigkeit von gesellschaftlicher Ver­
änderung und damit eine sonst selten zu findende Offenheit für alternative 
Ideen und Konzepte. Dies gilt auch - oder gerade dann —, wenn keine klare 
mehr oder minder dogmatische Linie oder Konzeption vorhanden ist. Ent­
scheidend ist, daß d'° Menschen in ihren Köpfen und Gefühlen beginnen,
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eigene Interessen klarer zu erkennen, Veränderungen in Erwägung zu ziehen, 
selbst — und sei es nur punktuell — Alternativen zu entwickeln und unter­
einander auszutauschen: insgesamt ein Lernprozeß der gemeinsam erfahren 

.werden muß und in Bürgerinitiativen auch erfahren wird; und zwar in einer 
offenen, von Hierarchien und Dogmen freien Kommunikation.

Der leider immer wieder unternommene Versuch linker Gruppen, diesem 
sich entwickelnden Bewüßtseinsprozeß die Zwangsjacke ihrer jeweiligen po­

' litischen Heilslehre und Dogmatik überzustülpen, ist von vornherein zum 
Scheitern verurteilt; und das ist auch gut so. Versuche dogmatischer Agita­
tion, zudem in der Regel ohne jede Sensibilität und Selbstreflexion vorgetra­
gen, haben jedoch gerade im Verlauf dieses Zweifellos sehr schwankenden, 
ständig von immer wieder neu zu überwindenden Zweifeln und Barrieren be­
hinderten Lernprozesses eine eindeutig blockierende und somit reaktionäre 
Wirkung.

Eine detailliertere Darstellung dieses systemkritischen Lernprozesses in 
seinem möglichen Verlauf erübrigt sich an dieser Stelle, da es ansatzweise be­
reits im ersten Kapitel geschehen ist und weiter hinten am Beispiel der Bewe­
gung gegen das AKW Whyl noch ausführlicher geschehen wird.

Das Erlernen gewaltfreier Widerstandspraktiken in Bürgerinitiativen

These:
Bürgerinitiativen bieten für die Beteiligten die Möglichkeit der Einübung in 
gewaltfreie Widerstandspraktiken, die dann zu einer gelernten Verhallens­
disposition werden. Dabei handelt es sich um Kenntnisse und Fähigkeiten, 
die auch bei späteren Gelegenheiten wieder angewandt werden können.

Im Verlauf ihrer Aktionen sind Bürgerinitiativen gezwungen, sich einer 
Reihe unterschiedlicher gewaltfreier Intervention*- und Demonstrations­
handlungen zu bedienen, da ihnen die systemüblichen Mittel zur Proklama­
tion und Durchsetzung ihrer Ziele in der Regel fehlen. Die Skala solcher 
Handlungen und Praktiken reicht vom Entwerfen und Verteilen eines Flug­
blattes, Durchführen von Versammlungen, Ausstellungen und Dokumenta­
tionen, über Demonstrationen, Sit-in’s, Go-in’s und Happenings bis hin zu 
Selbstbezichtigungskampagnenf 19), Hausbesetzungen und Bauplatzbesetz­
ungen.

Das schrittweise Einüben dieser Widerstandspraktiken, die im Verlauf 
der Auseinandersetzungen vom Verteilen von Flugblättern bis hin zu ille­
galen Aktionen wie Besetzungen eskalieren können, bewirkt, daß sie als le­
gitime Verhaltensweisen anerkannt gelernt und somit auch über den Bestand 
der Bürgerinitiative hinaus allgemein als Verhaltensmöglichkeit zur Verfü-



gung stehen und angewandt werden. So wäre beispielsweise der sehr weitge­
hende und für die Beteiligten unter Umständen folgenschwere Schritt der 
Bauplatzbesetzung in Whyl und vor allem die lange Dauer der Aktion aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht möglich gewesen ohne die Vorerfahrung der 
fünf Monate dauernden Besetzung des Baugeländes der Chemischen Werke 
München in Markolsheim.

Man kann davon ausgehen, daß bei den meisten Menschen in unserer Ge­
sellschaft aufgrund der bisherigen Sozialisation eine große Angst vor Non­
konformismus und Ungehorsam jeder Art vorhanden ist.

„Diese Angst könne man nicht verbal überwinden, etwa durch die Lektü­
re psychoanalytischer Bücher, sondern nur dadurch, daß man sie in sich 
selbst durch Durchbrechung gesellschaftlicher Regeln und Tabus Stück für 
Stück beseitigt.“(20)

Eine wichtige Voraussetzung, zumindest aber Erleichterung für diesen 
Prozeß ist der Rückhalt in einer Sicherheit und Solidarität vermittelnden 
Gruppe. Eine Bürgerinitiative kann eine solche Gruppe sein, die sich zusätz­
lich noch dadurch auszeichnet, daß sie über ein gemeinsames Ziel und eine 
gemeinsame Motivation verfügt.

Veränderung des politischen Verhaltens der Beteiligten im Verlauf einer 
Bürgerinitiative

These:
Abgesehen von dem tendenziellen Verlust an Systemvertrauen und dem Ein­
üben von gewaltfreien Widerstandspraktiken, kann die Beteiligung an einer 
Bürgerinitiative weitere Verändeningen des politischen Verhaltens ihrer Mit­
glieder bewirken. Solche Verhaltensänderungen können u.a. der Eintritt in 
oder Austritt aus einer Partei, ein verändertes Wahjverhalten sowie ein allge­
mein stärkeres Interesse und Engagement für unterschiedliche Probleme sein. 
Das Erkennen von politischen und ökonomischen Zusammenhängen während 
der Arbeit einer Aktionsgruppe führt darüber hinaus unter Umständen auch 
zu einer abgewandelten beziehungsweise erweiterten Zielsetzung einer Bürger­
initiative.

„Wenn etwas die Basisinitiativen politisch macht, so die Tatsachen, daß die. 
die hier ein Problem aktiv angehen, gleichzeitig suchen, in der Realität der 
Bewegung die Verbindung zu den anderen Bereichen herzustellen. Kümmern 
sich technische Zeichner als Väter um die überfüllten Grundschulklassen ihrer 
Kinder, so werden sie fähig, diese Probleme mit Vätern und Müttern am Ar­
beitsplatz zu besprechen und stoßen auf die Notwendigkeit, Gewerkschaften, 
Kirchen, kommunale Einrichtungen und politische Parteien für die Lösung 
zu mobilisieren. Die Zusammenhänge stellen sich dann nicht mehr nur im 
Kopf dar, sondern werden in der gesellschaftlichen Wirklichkeit als aktive 
und solidarische Bewegungen bewirkt.“(21)



Die Bedeutung von Aktionsgruppen für das Erlernen demokratischer Ver­
haltensweisen betont Saul D. Alinsky, wenn er, bezogen auf die Erstellung 
eines Bürgerprogramms, schreibt: „Man sollte keinen allzugroßen Wert auf 
Besonderheiten und Einzelheiten in einem Bürgerprogramm legen. Die einzel­
nen Programmpunkte verlieren an Bedeutung, wenn man die ernorme Wich­
tigkeit des Prozesses bedenkt, die Leute einmal auf demokratische Weise zu 
interessieren und zum Engagement zu bewegen. Letzten Endes besteht das 
wirklich demokratische Programm in einer demokratisch orientierten Bevöl­
kerung . ..“ (22) .

Aus der Fülle der möglichen Beispiele veränderten politischen Verhaltens 
als eine Folge des Engagements in Bürgerinitiativen sollen hier nur einige ex­
emplarisch angeführt werden.

Im Verlauf der Bürgerinitiative Spielplatz Panke im Berliner Bezirk Wed­
ding, die für die Errichtung eines Spielplatzes in einem geplanten Regenrück­
haltebecken kämpfte und maßgeblich von Mitgliedern der Jungsozialisten mit­
getragen wurde, traten von den insgesamt 23 Mitgliedern des „inneren und 
äußeren Kreises der Aktiven“ acht in die SPD ein.

Die Mitarbeit in einer Aktionsgruppe kann aber nicht nur zu einem weite­
ren politischen Engagement in einer Partei führen, sondern der Prozeß kann 
auch umgekehrt laufen. So haben sich in mehreren Gemeinden des Kaiser­
stuhls die CDU-Ortsverbände aus Protest gegen das Verhalten der CDU-Lan­
desregierung in der Auseinandersetzung um das Kernkraftwerk Whyl aufge­
löst.

Eine weitere Variante der Reaktion auf das Verhalten der Parteien ist die 
Beteiligung von Bürgerinitiativen an Wahlen mit Hilfe der Gründung von frei­
en Wählergemeinschaften. Solche Wählergemeinschaften, deren Gründung aus 
einer Bürgerinitiative entstanden ist, beschränkten sich bisher auf die Beteili­
gung an Kommunalwahlen, konnten dort aber beachtliche Erfolge verzeich­
nen. In mehreren Orten des Kaiserstuhls erreichten Wählergemeinschaften, 
die sich aus Mitgliedern der Bürgerinitiativen gegen das Kernkraftwerk Whyl 
zusammensetzten, bei der baden-württembergischen Kommunalwahl im 
April 1975 die absolute Mehrheit aller Wählerstimmen. (23)

Im Berliner Bezirk Zehlendorf kandidierte bei den Wahlen am 2.März 
1975 die sich aus Gegnern eines sehr umstrittenen Straßenbauprojektes re­
krutierende Wählergemeinschaft unabhängiger Bürger (WUB) und erhielt 
12,9% der abgegebenen Stimmen, die ihr sechs Sitze in der Bezirksverordne­
tenversammlung und einen Stadtratsposten einbrachten.(24)

Die Erfolge von Wählergemeinschaften machen deutlich, daß das Wirken 
von Bürgerinitiativen auch Verhaltensänderungen über den Kreis ihrer Akti­
ven hinaus bewirken kann, denn hohe Stimmanteile solcher Gruppen sind 
Ausdruck des Wählerprotestes gegen die etablierten Parteien.



Eine weitere Möglichkeit von über die ursprünglichen Ziele der Bürgerini­
tiativen hinausgehendem Engagement ist die Weiterarbeit der Bürgerinitiative 
mit einer veränderten, erweiterten Zielsetzung.

Die Untersuchung von 61 Bürgerinitiativen durch eine Forschungsgruppe 
der Freien Universität Berlin hat ergeben, daß 26% der untersuchten Initiati­
ven im Verlauf ihrer Arbeit eine Zieierweiterung vorgenommen haben. Grün­
de für die Zieierweiterung waren zu gleichen Teilen das Erreichen des ange­
strebten Ziels und strategische Überlegungen.(25) Den Ablauf solcher Ziel­
veränderungsprozesse könnte man folgendermaßen beschreiben.

Am Anfang steht das Engagement für ein sachliches Ziel, eingegrenzt auf 
die eigene Betroffenheit: in unserer Siedlung fehlt ein Spielplatz ... - in 
Whyl darf kein Kernkraftwerk gebaut werden.

Der nächste Schritt führt über die Beschäftigung mit dem angegangenen 
Problem zu der Feststellung, daß die Probleme nicht nur in der eigenen 
Siedlung oder im eigenen Auwald auftreten. Die Forderung verändert sich, 
bleibt aber auf das Ausgangsproblem bezogen: es gibt insgesamt zu wenig 
Spielplätze: die öffentliche Hand muß überhaupt mehr für Kinder und gege­
benenfalls weniger für Parkpaletten tun - kein Kernkraftwerk in Whyl und 
auch nicht anderswo.

Die nächste Stufe ist das Erkennen größerer, übergeordneter Zusammen­
hänge: Erkennen der politischen und Ökonomischen Gründe für die Vernach­
lässigung von Spielplätzen zugunsten von Parkpaletten, einschließlich der 
Frage vorhandener oder nichtvorhandener Lobby — Erkennen der Zusammen­
hänge zwischen Nuklear-Streitmacht, Kernenergieprogrammen und ökonomi­
schen Interessen, was dann auch eine Beschäftigung mit der Lieferung von 
Kernkraftwerken in Länder der Dritten Welt (Brasilien) oder in die Südafrika­
nische Republik zur Folge hat. .

Die letzte Stufe schließlich ist die Erfahrung, daß das Scheitern vieler For­
derungen der Bürgerinitiativen systembedingt ist, daß auch großes Engage­
ment und unter Umständen starker Rückhalt bei der Mehrheit der Betroffe­
nen nicht helfen. Das Ergebnis ist dann in vielen Fällen eine zweite erklärte 
Zielsetzung, die auf Aufklärung und Mobilisierung der Bevölkerung in Rich­
tung auf Systemveränderung ausgerichtet ist.

Auswirkungen einer Beteiligung an Bürgerinitiativen auf den familiären
Bereich

These:
Das Engagement in Bürgerinitiativen kann eine Veränderung von Einstellung 
und Verhalten gegenüber Ehepartnern und Familie mit sich bringen, deren 
Auswirkungen im Extremfall zu einer Aufhebung geschlechtsspezifischer Ar­
beitsteilung führen können.



Die Auswirkungen der in Bürgerinitiativen erfahrenen Bewußtseinserweite- 
Hingen auf die Situation in der Familie sind vor allem deshalb so schwer nach­
weisbar, weil Familien-und Partnerbeziehungen eine Privatsphäre bilden, über 
die die Betroffenen sich nur selten äußern; auch während ihrer Arbeit in einer 
Bürgerinitiative. Dennoch liegt die Vermutung nahe, daß das Engagement in 
einer Bürgerinitiative eine Reihe noch nicht näher untersuchter Auswirkungen 
auf die innerfamiliären Beziehungen mit sich bringt, die für die Biographie der 
Betroffenen von größter Wichtigkeit sein können.

Es beginnt mit einer sicher häufig anzunehmenden arbeitsmäßigen Über­
lastung durch die nach Arbeitsschluß stattfindende Tätigkeit in einer Bürger­
initiative, die zu Konflikten führen kann, deren Ursprung darin liegt, daß sich 
Familienmitglieder, Ehepartner oder Kinder, vernachlässigt fühlen; eine für 
das Bürgerinitiativenniitgücd zusätzliche Belastung, die sicher nicht ohne 
Rückwirkungen auf die Aktionsgruppe bleibt.

Arbeiten mehrere Familienmitglieder in einer Initiative mit, so kann das 
Problem der Bürgerinitiative zur gemeinsamen Aufgabe und damit zum inner­
familiären Kommunikationsschwerpunkt werden, der unter Umständen die 
Familiensolidarität erhöhen kann, jedoch sicher auch potentielle Konflikte 
in sich birgt.

Eine denkbare Folge des Engagements von Frauen in einer Aktionsgruppe 
beschreibt eine Vertreterin der „Interessengemeinschaft Regensburger El­
tern“ in einer Fernsehsendung:
„Man kommt selbst als Mensch anders (aus der Bürgerinitiative, W.B.) heraus, 
als man in sie hineingegangen ist. Man macht einen Lernprozeß mit. Die Bür­
gerinitiative eröffnet den Beteiligten neue menschliche Kontakte, aber anhand 
eines Sachproblems. Das unterscheidet sie von der unverbindlichen Stamm­
tischgeselligkeit. Es ist mir immer wieder passiert, daß ich Frauen kennenge­
lernt habe, die zunächst einen sehr zerknirschten Eindruck machten, die in 
ihrer Arbeit im Haus und in der Familie keine volle Befriedigung gefunden 
haben, die aber dadurch therapiert worden sind, daß sie durch ihre eigene 
Aufgabe in Eigenverantwortung und zwar außerhalb der häuslichen vier Wän­
de, in denen sie sonst tätig sind, eine Bestätigung gefunden haben, die ihnen 
gefehlt hat. Durch ihre Mitarbeit in einer Bürgerinitiative ist es ihnen gelun­
gen, ein geistig soziales Mangelgefühl wieder abzubauen.“( 26)

Die Frage ist, ob diese persönliche Bestätigung, die sicher eine Anhebung 
des angegriffenen Selbstwertgefühls mit sich bringt. lediglich dazu dient, die 
offenbar als unbefriedigend erlebten Lebensumstände weiterhin, aber nun 
besser, zu ertragen, oder ob mit dem Selbstwertgefühl auch das Selbstbewußt­
sein in der Weise steigt, daß die betroffenen Frauen Motivation und Fähigkei­
ten entwickeln, um auf eine Veränderung der als belastend erlebten Lebens­
umstände hinzuwirken. .



Weitergehende Erfahrungen als in dem angeführten Beispiel, sowohl hin­
sichtlich der Möglichkeit einer Selbstorganisation als auch des Selbstverständ­
nisses als Frau, einschließlich der Kritik an der Vorherrschaft der Männer in 
politischen Auseinandersetzungen und den dabei herrschenden, als ,,typisch 
männliche“ erlebten Verhaltensweisen, machten die Frauen, die sich im Rah­
men des Kampfes gegen das Kernkraftwerk Whyl in der „Badischen Frauen-, 
initiative“ zusanimengeschlossen haben. Die „Badische Fraueninitiative“ ent­
stand auf Initiative von Mitgliedern einer Freiburger Frauengruppe und konn­
te innerhalb weniger Wochen Hunderte von Frauen aus den Dörfern'am Kai­
serstuhl mobilisieren. Sie versteht sich als Teil der Bewegung gegen das Kern­
kraftwerk; es gäbe sie nicht, „wenn nicht der Krieg über uns gehen wände“. In 
der Broschüre „Frauen erklären Atom und Blei den Krieg“ werden die oben 
angedeuteten Erfahrungen folgendermaßen zusammengefaßt:
„Deshalb läßt sich der ökologische Kampf nicht trennen von Lernprozessen, 
die die Frauen der Badischen Fraueninitiative als Frauen machen. Der wich­
tigste Schritt, um diese Lernprozesse einzuleiten, war die Entscheidung, als 
Frauengruppe an diesem Kampf teilzunehmen. Andere wichtige Erfahrungen 
waren
- daß wir Frauen keine Männer brauchen, um etwas auf die Beine zu stellen,
■ - daß Frauen sich andere Arbeitsformen schaffen müssen,
- daß beispielsweise nicht-autoritär strukturierte Treffen ziemlich produktiv s 

und angenehm sein können,
- die Möglichkeit, abends allein wegzugehen, „Politik zu machen“, während 

der Mann daheim bleibt und Kinder hütet,
— die Kritik an den Arbeitsweisen von manner-bestimmten Gruppen,
— die Erkenntnis, daß Aktivitäten von Frauen besonders wirkungsvoll sein.

können und daß wir Frauen kollektiv eine Macht darstellen.“

Zu erwähnen ist in diesem Zusammenhang noch, daß die Reaktion der 
Männer auf die Aktivitäten der „Badischen Fraueninitiative“ anfangs abwar­
tend bis ablehnend war. Später, als sich herausstellte, daß in bestimmten Si­
tuationen die Fraueninitiative effektiver und entschlossener reagierte als die 
überwiegend von Männern, meist den örtlichen Honoratioren, geführten Bür­
gerinitiativen, schlug diese in eine Mischung aus Skepsis, Bewunderung und ’ 
Stolz („unsere Frauen“) um.

Auch wenn bisher keine einschlägigen Forschungsergebnisse vorliegen, ist 
anzunehmen, daß derartige Prozesse, die außer dem politischen Kampf immer 
auch ein Prozeß kollektiv erfahrener, sich aber auch individuell auswirkender 
Sozialisation sind, Folgen für die innerfamiliäre Situation haben. Schon die 
Tatsache, daß Frauen sich abends allein politisch engagieren, während die 
Männer zu Hause auf die Kinder aufpassen, ist in einer bäuerlich konservativ 
strukturierten Region wie dem Kaiscrstuhl — und sicher nicht nur dort — eine



„familieninterne Revolution“. Inwieweit solche und andere traditionellen Fa­
milienstrukturen und geschlechtsspezifische Verhaltensweisen durchbrechen­
de Handlungen auch über die Zeit des durch hohen Außendruck bestimmten 
Kampfes gegen das Kernkraftwerk hinaus aufrecht erhalten werden, bleibt 
abzuwarten. •

Die am weitestgehenden Auswirkungen politischen Engagements auf die 
Familienstruktur der Beteiligten schildern zwei Arbeiter aus dem Märkischen 
Viertel in Berlin in ihren Lebensberichten. In beiden Fällen war es im Verlauf 
der Mitarbeit in verschiedenen Initiativgruppen, teilweise aufgrund des Ein­
flusses mitarbeitender Studenten, zu heftigen Konflikten zwischen den Ehe­
partnern über die geschlechtsspezifische Arbeitsteilung (der Mann verdient das 
Geld, die Frau versorgt Haushalt und Kinder) gekommen:

Horst Lange (42): .
„Nach längeren Beratungen einigten wir uns, det sie jetzt mal een Jahr ak- 
kern jeht und ick den Haushalt mache. Ick hatte in dem Jahr jedenfalls ’ne 
janze Menge jelernt. Ick wußte jetzt, det nich die Frau als solche unter­
drückt wird, sondern die Rolle, die se zu spielen hat. Die unterdrückt se 
nämlich und macht se unfrei. Ich verspürte det am eigenen Leibe. Jetzt 
war ick derjenige, der bloß dauernd uff die Uhr kieken mußte, damit det 
Mittag pünktlich fertig war, det de Wäsche jewaschen wurde, de Bude uff- 
jeräumt und die Kinder versorgt waren. Es hatte sich alles nur umjedreht. 
Als ick nun nach een Jahr mal wieder ankloppte, ob wa nich jetzt beede 
halbtags arbeeten jehn wolln, und uns den Haushalt teilen wohn, sagte mir 
meine Frau, det se jarnich daran denkt, ihre Arbeit uffzujeben.“( 14,S.208)

Hans Rickmann (42):
„Meine Arbeit .als Reinigungskraft begann, nachdem ich mit meiner Frau 
Janin diskutiert hatte: Warum soll die Rolle von Mann und Frau so blei­
ben, wie sie ist? Ich übernahm überwiegend neben der halbtätigen Reini­
gungsstelle die häusliche Arbeit und die Versorgung unserer zwei Kinder. 
Janin hatte nach sieben Jahren Haushaltseinerlei fast ohne jeden Kontakt 
zu anderen Menschen eine Phase, die zu schweren Depressionen führte: sie 
wollte mit Menschen zusammenarbeiten, nicht nur mit mir als einziger 
Bezugsperson. Sie arbeitete seitdem in ihrem Beruf als kaufmännische An­
gestellte, wo ihr Bedürfnis, mit Menschen aller Gesellschaftsschichten Zu­
sammenarbeiten, ausgefüllt wird.“(14, S.200)

Sicher sind die beiden zuletzt geschilderten Fälle in ihrer Konsequenz Aus­
nahmen. Sie machen aber deutlich, welche Auswirkungen politisches Engage­
ment für Probleme, von denen der einzelne hautnah und täglich betroffen ist, 
verstärkt durch den Einfluß anderer mitarbeitender Gruppierungen mit ande-



ren Erfahrungen und Lebensumständen, auf die Situation des einzelnen und 
das Zusammenleben in der Familie haben können.

Alle angeführten Beispiele zusammengenommen können nur Tendenzen ei­
nes Aspektes des Engagements in Bürgerinitiativen andeuten, der in der Aus­
wirkung auf die individuelle Situation der Betroffenen und damit letztlich 
auch für ihr politisches Verhalten von großer Bedeutung sein dürfte. Er müßte 
jedoch noch sehr viel intensiver untersucht werden, um gesicherte Aussagen 
machen zu können. '

Auswirkungen des Engagements in einer Bürgerinitiative auf den Freundes- 
und Bekanntenkreis

These:
Die Mitarbeit in einer Bürgerinitiative führt zu einer Veränderung beziehungs­
weise Erweiterung des Freundes- und Bekanntenkreises der Beteiligten. Sie 
bietet die Möglichkeit, eventuelle soziale Isolationen zumindest partiell zu 
durchbrechen.

Es ist anzunehmen, daß das Engagement in einer Bürgerinitiative folgende 
Auswirkungen auf den Freundes- und Bekanntenkreis der Aktiven mit sich 
bringt. Zum einen wird dieser sich erweitern, da man durch die Zusammen­
arbeit in der Bürgerinitiative neue Bekanntschaften schließt, die den bisheri­
gen Freundes- und Bekanntenkreis ergänzen, unter Umständen ablösen. Zum 
anderen wird der einzelne aufgrund seines Engagements eine neue oder verän­
derte Position in seinem bisherigen Bekanntenkreis einnehmen, da er in seiner 
Eigenschaft als Bürgcrinitiativenmitglied versuchen wird, Freunde und Be­
kannte aus der Umgebung ebenfalls für die Aktion zu mobilisieren und/oder 
gezwungen ist. sein Engagement zu erklären und gegebenenfalls zu verteidigen.

Ein weiterer wichtiger .Aspekt des Engagements in Bürgerinitiativen ist in 
diesem Zusammenhang die Möglichkeit, mit Hilfe neuer Kontakte aus einer 
eventuellen sozialen Isolation, und der damit oft verbundenen resignativen 
Zurückgezogenheit in die Privatspähre. herauszukommen; ein Gesichtspunkt, 
dem gerade unter den Bedingungen einer Massengesellschaft mit einem hohen 
Grad an Anonymität immer größere Bedeutung zukommt.

Die Erfahrung der Zusammenarbeit von Angehörigen unterschiedlicher 
Gruppierungen

These: .
Die an Bürgerinitiativen Beteiligten kommen ini Verlauf ihrer Arbeit in Kon­
takt mit Menschen und Gruppen anderer Berufssparten, Generationen und



anderer politischer Überzeugung. Die gemeinsame Arbeit und das gemeinsame 
Ziel führen zu einem Kennenlernen von Menschen und Gruppen, zu denen 
bisher kaum oder gar kein Kontakt bestand, und damit auch zu einem Abbau 
gegebenenfalls vorhandener Vorurteile.

Die Zusammenarbeit von Menschen und Gruppen mit zum Feil völlig unter­
schiedlichen Vorerfahrungen, Lebensbedingungen und politischen Einstellun­
gen impliziert zunächst eine Reihe von Konflikten innerhalb der Gruppe über 
Zielsetzung, strategisches und taktisches Vorgehen, Bündnisse, Aktionsfor­
men usw. Diese Auseinandersetzungen bieten die Möglichkeit, Positionen der 
anderen Seite kennenzulernen, Verhaltensweisen verstehen zu lernen und die 
Erfahrung zu machen, daß eine solidarische Zusammenarbeit mit Gruppen, 
die bisher völlig unbekannt waren, unter Umständen abgelehnt oder sogar be­
kämpft wurden, möglich ist.

Auf nähere Erläuterungen dieses, gerade auch für politisches Verhalten 
über die Dauer einer Bürgerinitiative hinaus wichtigen Aspekts möchte ich hier 
verzichten, da er im nächsten Kapitel ausführlich und exemplarisch anhand 
der Zusammenarbeit unterschiedlichster Gruppen auf den besetzten Bau­
plätzen von Markolsheim und Whyl behandelt wird,(28) Q
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